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(Belgisches Staatsblatt vom 6. Februar 2023)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES


2. JULI 2019 - Ministerieller Erlass zur Abänderung des Ministeriellen Erlasses vom 18. März 2009 zur Übertragung bestimmter Befugnisse des für die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Ausländern zuständigen Ministers und zur Aufhebung des Ministeriellen Erlasses vom 17. Mai 1995 zur Übertragung der Befugnisse des Ministers in Bezug auf die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Ausländern


Die Ministerin des Asyls und der Migration,


Aufgrund des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Ausländern;

Aufgrund des Königlichen Erlasses vom 8. Oktober 1981 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Ausländern;

Aufgrund des Ministeriellen Erlasses vom 18. März 2009 zur Übertragung bestimmter Befugnisse des für die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Ausländern zuständigen Ministers und zur Aufhebung des Ministeriellen Erlasses vom 17. Mai 1995 zur Übertragung der Befugnisse des Ministers in Bezug auf die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Ausländern;

In Anbetracht des Königlichen Erlasses vom 2. Oktober 1937 zur Festlegung des Statuts der Staatsbediensteten;

In Anbetracht des Gesetzes vom 22. Juli 1993 zur Festlegung bestimmter Maßnahmen in Bezug auf den öffentlichen Dienst;

In Anbetracht des Programmgesetzes vom 30. Dezember 2001;

In Anbetracht des Königlichen Erlasses vom 29. Oktober 2001 über die Bestimmung und die Ausübung der Managementfunktionen in den föderalen öffentlichen Diensten und den föderalen öffentlichen Programmierungsdiensten;

In Anbetracht des Königlichen Erlasses vom 14. Januar 2002 zur Schaffung des Föderalen Öffentlichen Dienstes Inneres;

In Anbetracht des Königlichen Erlasses vom 25. April 2005 zur Festlegung der Bedingungen für die vertragliche Einstellung in bestimmten öffentlichen Diensten,



Erlässt:


Artikel 1 - Artikel 5 § 1 des Ministeriellen Erlasses vom 18. März 2009 zur Übertragung bestimmter Befugnisse des für die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Ausländern zuständigen Ministers und zur Aufhebung des Ministeriellen Erlasses vom 17. Mai 1995 zur Übertragung der Befugnisse des Ministers in Bezug auf die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Ausländern, ersetzt durch den Ministeriellen Erlass vom 15. März 2017, wird wie folgt abgeändert:

1. In Nr. 1 werden die Wörter "und ihn anzuweisen, das Staatsgebiet zu verlassen" aufgehoben.

2. In Nr. 2 werden die Wörter "und den Betreffenden anzuweisen, das Staatsgebiet zu verlassen" aufgehoben.


Art. 2 - Artikel 6 § 1 desselben Erlasses, zuletzt abgeändert durch den Ministeriellen Erlass vom 20. März 2018, wird wie folgt abgeändert:

1. Die Wörter "Artikel 44ter" werden durch die Wörter "Artikel 44ter § 2 Absatz 2" ersetzt.

2. Zwischen den Wörtern "Artikel 51/5 §§ 1 und 2, § 3 Absatz 2, § 4 Absatz 1 bis 3 und § 6 Absatz 2;" und den Wörtern "Artikel 51/6 Absatz 1" werden die Wörter "Artikel 51/5/1 § 1 Absatz 2, § 2 und § 4 Absatz 2;" eingefügt.

3. Die Wörter "Artikel 61/27 § 1 Absatz 1 und 2, § 2 Absatz 1 sowie § 5; Artikel 61/30 §§ 1 und 2;" werden aufgehoben.

4. Zwischen den Wörtern "Artikel 61/23;" und den Wörtern "Artikel 72 Absatz 1 und 3" werden die Wörter "Artikel 61/25-7; Artikel 61/27-6; Artikel 61/29 § 4; Artikel 61/29-8 § 3;" eingefügt.

5. Die Wörter "Artikel 74/20; Artikel 74/21" werden durch die Wörter "Artikel 74/20 § 2; Artikel 74/21 Absatz 2" ersetzt.


Art. 3 - Artikel 8 desselben Erlasses, zuletzt abgeändert durch den Ministeriellen Erlass vom 20. März 2018, wird wie folgt abgeändert:

1. Zwischen den Wörtern "Artikel 42octies § 2 Absatz 1;" und den Wörtern "Artikel 45 § 2 Absatz 4 und § 3 Absatz 3" werden die Wörter "Artikel 44ter § 1;" eingefügt.

2. Zwischen den Wörtern "Artikel 51/5 § 3 Absatz 1;" und den Wörtern "Artikel 51/8" werden die Wörter "Artikel 51/5/1 § 1 Absatz 1 und 3;" eingefügt.

3. Die Wörter "Artikel 61/29 § 4 Absatz 2; Artikel 61/30 § 3;" werden aufgehoben.

4. Zwischen den Wörtern "Artikel 61/24;" und den Wörtern "Artikel 74/8 § 1 Absatz 2" werden die Wörter "Artikel 61/25-2 §§ 1 bis 4, 6 und 7; Artikel 61/25-5 § 2; Artikel 61/25-6 § 5; Artikel 61/27-1 §§ 1, 2, 4 und 7, Artikel 61/27-4 § 2 Absatz 1 und 3; Artikel 61/29-4 §§ 4 und 6; Artikel 61/29-5 § 5; Artikel 61/29-6; Artikel 61/29-8 § 2;" eingefügt.

5. Nach den Wörtern "Artikel 74/12 § 6" werden die Wörter "; Artikel 74/20 §§ 1 und 3; Artikel 74/21 Absatz 1" eingefügt.


Art. 4 - Artikel 13 § 1 desselben Erlasses, zuletzt abgeändert durch den Ministeriellen Erlass vom 8. Januar 2016, wird wie folgt abgeändert:

1. Die Wörter "Artikel 32 § 2ter Absatz 1;" werden aufgehoben.

2. Zwischen den Wörtern "Artikel 103/3;" und den Wörtern "Artikel 110bis" werden die Wörter "Artikel 105/6; Artikel 105/9;" eingefügt.

3. Die Wörter "Artikel 110sexiesdecies § 3 und § 4 Absatz 3;" werden aufgehoben.


Art. 5 - Artikel 14 desselben Erlasses, zuletzt abgeändert durch den Ministeriellen Erlass vom 26. August 2013, wird wie folgt abgeändert:

1. Zwischen den Wörtern "Befugnisse übertragen:" und den Wörtern "Artikel 17/2 Absatz 2" werden die Wörter "Artikel 1/2/1 §§ 3 und 4;" eingefügt.

[bookmark: _GoBack]2. Zwischen den Wörtern "Artikel 77;" und den Wörtern "Artikel 110quater § 3 Absatz 1" werden die Wörter "Artikel 105/2 §§ 1 bis 3, 6 und 7; Artikel 105/3 §§ 6 und 7; Artikel 105/5; Artikel 105/8 §§ 1, 2, 5 und 6;" eingefügt.

3. Die Wörter "Artikel 110quinquiesdecies § 3 Absatz 1; Artikel 110sexiesdecies § 4 Absatz 1;" werden aufgehoben.


Art. 6 - In denselben Erlass wird ein Artikel 19/3 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 19/3 - Die in Artikel 6 erwähnten Personalmitglieder des Ausländeramtes sind dafür zuständig, die in den Rechtsvorschriften über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Ausländern vorgeschriebenen Unterlagen zu bestimmen, die im Laufe des Verfahrens gemäß Artikel 19 § 3 Absatz 2 des Zusammenarbeitsabkommens vom 2. Februar 2018 zwischen dem Föderalstaat, der Wallonischen Region, der Flämischen Region, der Region Brüssel-Hauptstadt und der Deutschsprachigen Gemeinschaft in Bezug auf die Koordinierung der Politik in Sachen Arbeitserlaubnis mit der Politik in Sachen Aufenthaltsgenehmigung und in Sachen Normen für die Beschäftigung und den Aufenthalt ausländischer Arbeitnehmer hinzugefügt werden können."


Art. 7 - Vorliegender Erlass tritt am Tag des Inkrafttretens des Gesetzes vom 8. Mai 2019 zur Abänderung des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Ausweisen von Ausländern in Kraft.

In Abweichung von Absatz 1 treten die Übertragungen, die für die Anwendung der Sonderbestimmungen des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 und des Königlichen Erlasses vom 8. Oktober 1981 in Bezug auf hochqualifizierte Arbeitnehmer und Saisonarbeitnehmer vorgesehen sind, am Tag des Inkrafttretens des Zusammenarbeitsabkommens vom 6. Dezember 2018 zwischen dem Föderalstaat, der Wallonischen Region, der Flämischen Region, der Region Brüssel-Hauptstadt und der Deutschsprachigen Gemeinschaft zur Ausführung des Zusammenarbeitsabkommens vom 2. Februar 2018 zwischen dem Föderalstaat, der Wallonischen Region, der Flämischen Region, der Region Brüssel-Hauptstadt und der Deutschsprachigen Gemeinschaft in Bezug auf die Koordinierung der Politik in Sachen Arbeitserlaubnis mit der Politik in Sachen Aufenthaltsgenehmigung und in Sachen Normen für die Beschäftigung und den Aufenthalt ausländischer Arbeitnehmer, wie in Artikel 63 § 1 des vorerwähnten Abkommens vorgesehen, in Kraft.


Brüssel, den 2. Juli 2019


M. DE BLOCK

